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Unia-Migrationskonferenz kritisiert Ventilklausel

Ausbau der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit dringend nötig

Rund 50 Delegierte haben an der Unia-Migrationskonferenz von Samstag 15. Juni eine Verstärkung der flankierenden Massnahmen gefordert. Dies ist das beste Mittel, um dem Unmut in der Bevölkerung gegen die Personenfreizügigkeit mit der EU entgegenzutreten. Neben der Durchsetzung von Schweizer Löhnen für alle und der Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes fordert die Unia-Migrationskonferenz auch griffige Massnahmen gegen Wohnungsnot. 

Die vom Bundesrat im Mai beschlossene Ventilklausel ist das falsche Instrument, um dem wachsenden Unmut der Bevölkerung entgegenzutreten – diese Einschätzung vertreten die Unia-Migrationsdelegierten in einer Resolution, welche sie am vergangenen Samstag an ihrer Migrationskonferenz verabschiedeten. Die Ventilklausel friere lediglich die B-Bewilligungen ein und werde zu einer Zunahme von Grenzgänger/innen und Kurzaufenthalter/innen mit prekären Arbeitsbedingungen führen. „Die prekäre Situation der Kurzaufenthalter/innen führt aber dazu, dass diese öfter zu schlechten Arbeits- und Lohnbedingungen angestellt werden und sich weniger dagegen zur Wehr setzen können“, heisst es in der Stellungnahme weiter. „Aufenthaltssicherheit und die Durchsetzung von Schweizer Löhnen für alle, sowie die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes sind das beste Mittel, gegen Lohndumping“ hält die Unia-Migrationskonferenz fest. 

Massnahmen gegen Wohnungsnot
Speziell kritisiert die Unia-Migrationskonferenz, dass es der Bundesrat erneut versäumt hat, griffige Massnahmen gegen die Wohnungsnot zu beschliessen. „Der steigende Bedarf nach Wohnraum hat in den Zentren zu überhöhten Mietpreisen geführt. Die Mittel, dieser Situation zu begegnen, sind bekannt: Es braucht ein Mietrecht, das bei Mieterwechseln überhöhte Mietzinsaufschläge verbietet, und es braucht insbesondere die Förderung des sozialen und gemeinnützigen Wohnungsbaus“.

Kontraproduktive Ventilklausel
Die Sorgen und Ängste der Bevölkerung müssen ernst genommen werden, bekräftigt die Unia-Migrationskonferenz. „Die Ventilklausel aber löst keines der Probleme und stellt ein reines Placebo dar. Sie verstärkt im Gegenteil fremdenfeindliche Gefühle und suggeriert, dass die Zuwanderungsraten in den letzten Jahren tatsächlich zu hoch gewesen seien“, hält die Konferenz fest. Dabei entspreche die Zuwanderung dem Bedarf nach Arbeitskräften, die auf dem ausgetrockneten Schweizer Arbeitsmarkt schlicht fehlten: „Nur dank der Zuwanderung geht es der Schweizer Wirtschaft und unseren Sozialwerken so gut.“
Die Unia-Migrationskonferenz fordert deshalb:

· Die Verstärkung der flankierenden Massnahmen.

· Die Durchsetzung von orts- und branchenüblichen Löhnen für alle Arbeitnehmenden, unabhängig von ihrer Herkunft.

· Verbesserungen beim Kündigungsschutz.

· Zusätzliche Massnahmen beim Mietrecht und beim gemeinnützigen Wohnungsbau.

Weitere Informationen: Rita Schiavi, Mitglied der Unia-Geschäftsleitung.
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